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Reglement zur Wohnraumförderung 

² Der Gemeinderat regelt mittels Verordnung 

die mit der Bürgschaftsgewährung verbunde-

nen Auflagen, insbesondere städtebaulicher 

und sozialer Natur, die Anforderungen an den 

Mietwohnraum, die Anwendung der Vermie-

tungskriterien, insbesondere die massgeben-

den Einkommens- und Vermögensverhältnisse 

der Mietpartei sowie die minimale Belegungs-

dichte der Wohnung. 

³ Der Gemeinderat kann eine geeignete Insti-

tution mit der Prüfung entsprechender Gesu-

che betrauen. 

§ 9 Abgabe von Grundstücken im 

Baurecht 

¹ Um die Schaffung von neuem und die Sanie-

rung sowie den Um- und Ausbau von beste-

hendem Mietwohnraum zu fördern, kann die 

Gemeinde Organisationen des gemeinnützi-

gen Wohnungsbaus für gemeindliche Grund-

stücke ein Baurecht nach Massgabe von Art. 

779 ff. des Schweizerischen Zivilgesetzbuches6 

einräumen. 

² Die Zuständigkeit für die Einräumung von Bau-

rechten richtet sich nach der Gemeindeord-

nung7, Finanzkompetenzen 4.2 b. 

³ Der Gemeinderat regelt mittels Verordnung 

die Konditionen des Baurechtsvertrag, die mit 

dem Baurecht verbundenen Auflagen, insbe-

sondere städtebaulicher und sozialer Natur, die 

Anforderungen an den Mietwohnraum, die 

Anwendung der Vermietungskriterien, insbe-

sondere die massgebenden Einkommens- und 

Vermögensverhältnisse der Mietpartei sowie 

die minimale Belegungsdichte der Wohnung. 

4 Die Aufteilung von Baurechten, die in Anwen-

dung dieses Reglements gewährt werden, in 

Stockwerkeigentum oder in andere Formen des 

Mit- oder Gesamteigentums ist ausgeschlossen. 

C Ergänzende Förderung des 
Wohnraumangebots 

§ 10 Grundsatz 

¹ Die Gemeinde kann ergänzend zum privaten 

und institutionellen Angebot auch selbst bezahl-

baren oder preisgünstigen Wohnraum zur Ver-

fügung stellen. 

² Zu diesem Zweck kann die Gemeinde inner-

halb des Gemeindegebietes Grundstücke erwer-

ben und diese im Verwaltungsvermögen führen. 

³ Die Gemeinde unterstützt auf Gesuch hin 

mietende Personen mit Mietzinsbeiträgen, um 

die Bezahlbarkeit des Wohnraums zu fördern. 

Mit dem Beitrag soll erreicht werden, dass die 

prozentuale Belastung des Einkommens durch 

den Mietzins einen angemessenen Wert nicht 

übersteigt. Die Vermögensverhältnisse sind an-

gemessen zu berücksichtigen. 

§ 11 Grundstückserwerb und Vermietung 

¹ Für den Erwerb von Grundstücken, welche den 

Fördergrundsätzen dieses Reglements entspre-

chen, werden die Mittel über einen Rahmenkre-

dit sichergestellt. 

6 Schweizerisches Zivilgesetzbuch vom 

10. Dezember 1907, SR 210 
7 Gemeindeordnung, SRS 1.1-1 
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Reglement zur Wohnraumförderung 

§ 20 Rückerstattung und Leistungs-

    ausschluss 

¹ Unrechtmässig bezogene Leistungen sind 

zurückzuerstatten. 

²    Rückforderungen können mit laufenden 

Leistungen verrechnet werden. 

³  Eine Pflichtverletzung kann einen Leistungs-

ausschluss zur Folge haben. 

§ 21 Rechtspflege 

Die Rechtspflege richtet sich nach den Bestim-

mungen des Gesetzes über den Rechtsschutz 

in Verwaltungssachen (Verwaltungsrechts-

pflegegesetz8). 

§ 22 Ausführungsbestimmungen 

Der Gemeinderat erlässt die erforderlichen  

Ausführungsbestimmungen. 

F Schlussbestimmungen 

§ 23 Inkrafttreten 

Der Gemeinderat bestimmt den Zeitpunkt des 

Inkrafttretens. 

Vom Souverän angenommen an der Urnen-

abstimmung vom [xx.xx.xxxx]. 

8 Gesetz über den Rechtsschutz in Verwal-

tungssachen (Verwaltungsrechtspflegegesetz, 

VRG), BGS 162.1 
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   5.Anpassung Gemeindeordnung 
(Abstimmungsfrage 2) 

Die Massnahmen sehen vor, dass  der Finanzkompetenz im Anhang der 
der Gemeinderat künftig in eigener Gemeindeordnung. Die notwendigen 
Kompetenz höhere Beträge für Bürg- Anpassungen im Anhang der Gemein-
schaften sowie Baurechte vergeben deordnung sind nachfolgend in Rot  
kann. Dafür braucht es eine Anpassung dargestellt. 

schwarz = bisher 

rot = neu 

A1 Anhang 1: Finanzkompetenzen 

§ A1-1  Grundsätze¹ 

¹ Gebundene Ausgabe: Gemeinderat: ohne 

Begrenzung. 

² Neue Ausgabe: 

a)  mit separater Vorlage: Einwohnerge- 

  meindeversammlung ohne Begrenzung 

b)  im Budget:

  1.  einmalige: Einwohnergemeindever- 

    sammlung bis CHF 400‘000.00,   

    sonst Urnenabstimmung

  2.  wiederkehrende: Einwohnergemein- 

    deversammlung bis CHF 100‘000.00,  

    sonst Urnenabstimmung 

c)  Einmalige Ausgaben ausserhalb des   

  Budgets, Maximalbetrag insgesamt pro  

  Rechnungsjahr: Gemeinderat bis 

  CHF 200‘000.00 

§ A1-2  Spezialbestimmungen² 

¹ Darlehen, die nicht an private Unternehmen 

und Organisationen gehen: 

a)  Gemeinderat bis CHF 500‘000.00 

  (Maximalbetrag der Ausstände) 

b)  Einwohnergemeindeversammlung über  

  CHF 500‘000.00 

² Grundstücke³ 

a)  Kauf und Tausch:

  1.  Gemeinderat bis CHF 3‘000‘000.00  

  2.  Einwohnergemeindeversammlung  

    über CHF 3‘000‘000.00 

¹  Einwohnergemeindeversammlung:  Unter  

Vorbehalt von § 66 GG betr. Urnenabstim-

mung. 

²  Einwohnergemeindeversammlung:  Unter  

Vorbehalt von § 66 GG betr. Urnenabstim-

mung. 

³ Bei Geschäften über CHF 1‘000‘000.00 ist die  

Rechnungsprüfungskommission anzuhören. 
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8. Was geschieht bei einem Ja und was 
bei einem Nein? 

Die Abstimmungsfragen 1, 3 und 4 sind 
unabhängig voneinander. Die Anpas-
sung der Gemeindeordnung (Abstim-
mungsfrage 2) hängt von der Annahme 
des Reglements zur Wohnraumförde-
rung (Abstimmungsfrage 1) ab. Sie wird 
bei einem Nein zum Reglement hinfällig. 

Abstimmungsfrage1 
(Reglement zur Wohnraumförderung) 

Bei einem Ja zum Reglement wird dieses 
voraussichtlich per Januar 2027 in Kraft 
gesetzt. Der Gemeinderat beschliesst die 
darauf basierende Verordnung (siehe 
www.cham.ch/verordnungsentwurf). Ab 
dem Jahr 2027 erhält der Gemeinderat 
dadurch die rechtliche Grundlage, für Or-
ganisationen des gemeinnützigen Woh-
nungsbaus zu bürgen, in bestimmten 
Fällen Vermietungskriterien einzuführen, 
die verschiedenen Akteurinnen und Ak-
teure auf dem Wohnungsmarkt zu bera-
ten, die Wohnraumsituation in Cham zu 
beobachten sowie Mietzinsbeiträge aus-
zuzahlen. 

Bei einem Nein zum Reglement tritt 
dieses nicht in Kraft, die entsprechenden 
Massnahmen aus der Wohnraumstrate-
gie werden nicht umgesetzt. Zudem 
wird die Anpassung der Gemeindeord-
nung (Abstimmungsfrage 2) hinfällig. 

Abstimmungsfrage 2 
(Anpassung Gemeindeordnung) 

Bei einem Ja zur Anpassung der Ge-
meindeordnung erhält der Gemeinderat 
die Finanzkompetenzen, um im vorgese-
henen Rahmen für Organisationen des 
gemeinnützigen Wohnungsbaus zu bür-
gen und Baurechte zu vergeben. Die 
Anpassung der Gemeindeordnung ist 
abhängig von der Annahme des Regle-
ments zur Wohnraumförderung (Ab-
stimmungsfrage 1). 

Bei einem Nein bleiben die Finanzkom-
petenzen für Bürgschaften bei 500‘000 
Franken und für die Vergabe von Bau-
rechten bei 3‘000‘000 Franken, gemäss 
der rechtskräftigen Gemeindeordnung. 
Die Kompetenz für höhere Beträge bleibt 
bei der Stimmbevölkerung. 

Abstimmungsfrage 3 
(Rahmenkredit für die Gewährung 
von Darlehen)  

Bei einem Ja zum Rahmenkredit für die 
Gewährung von Darlehen kann der Ge-
meinderat im vorgesehenen Rahmen 
Darlehen an Organisationen des ge-
meinnützigen Wohnungsbaus vergeben. 
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Bei einem Nein verbleibt die Kompe-
tenz für die Vergabe von Darlehen bei 
der Stimmbevölkerung. 

Abstimmungsfrage 4 
(Rahmenkredit für den Kauf von 
Grundstücken) 

Bei einem Ja zum Rahmenkredit für den 
Kauf von Grundstücken kann der 
Gemeinderat im vorgesehenen Rahmen 
bebaute oder unbebaute Grundstücke 
kaufen und diese im Verwaltungsver- 

mögen führen, was kostendeckende 
Mietzinsen ohne darüberhinausgehende 
Renditen ermöglicht. 

Bei einem Nein bleibt die Finanzkom-
petenz bei 3‘000‘000 Franken gemäss 
Gemeindeordnung. Die Kompetenz für 
höhere Beträge bleibt bei der Stimmbe-
völkerung. Zudem müssen die erworbe-
nen Grundstücke im Finanzvermögen 
geführt werden, wodurch eine marktüb-
liche Rendite erwirtschaftet und entspre-
chend höhere Mieten verlangt werden 
müssen. 
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9. Stellungnahme des Gemeinderats 

Der Gemeinderat ist überzeugt, mit der 
Umsetzung der Wohnraumstrategie ei-
nen wichtigen und richtigen Schritt zur 
Entschärfung der sehr angespannten 
Wohnsituation in Cham zu gehen. Eine 
umfassende Analyse des lokalen Kon-
texts, politische Vorstösse, die Betrach-
tung anderer Gemeinden sowie der 
Beizug von externen Expertinnen und 
Experten hat zur Ausarbeitung des vorlie-
genden, massgeschneiderten Massnah-
menkatalogs geführt. Bei einem Ja der 
Stimmbevölkerung kann die Umsetzung 
der Massnahmen erfolgen. Insbesondere 
als Gesamtpaket werden sie dazu beitra-
gen, dass Cham auch künftig eine gute 
soziale Durchmischung aufweist und 
Chamerinnen und Chamer in ihrer Hei-
mat bleiben können. 

Das Problem der stetig steigenden Mie-
ten spitzt sich in der ganzen Schweiz zu. 
Zur Lösung dieses Problems besteht kein 
«Standardrezept». Der Gemeinderat ist 
sich dessen bewusst und ist überzeugt, 
dass im Umgang damit neue Wege 
eingeschlagen werden müssen. Dies er-
fordert Mut, Innovationskraft und Lern-
willen. Ebenso ist das Zusammenspiel 
zwischen Immobilienwirtschaft und 
Behörden sehr wichtig. Das Massnah-
menpaket enthält daher mitunter neue, 
innovative Lösungsansätze. Parallel zu 
den Massnahmen wird ein Monitoring 
eingeführt, welches die Wohnraumsituati-
on in Cham sowie die Wirkung der Mass-
nahmen laufend überprüft. So können 
gewonnene Erkenntnisse laufend aufge-
nommen und die Umsetzung der Mass-
nahmen bei Bedarf angepasst werden. 
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10. Stellungnahme der   
Rechnungsprüfungskommission (RPK) 
Unter Beachtung des Pflichtenhefts
prüfte die Rechnungsprüfungskommis-
sion die Vorlage und hatte Gelegenheit,  
sich diese erläutern zu lassen. Die Stel-
lungnahme zum Antrag des Gemeinde-
rats erfolgt insbesondere hinsichtlich  
Einhaltung der Haushaltsgrundsätze
und der Auswirkungen auf den Finanz-
haushalt. 

Stellungnahme «Reglement zur  
Wohnraumförderung» 
Das durch den Gemeinderat zur Abstim-
mung gebrachte Reglement regelt in  
groben Zügen die Grundsätze und den  
Geltungsbereich, wie die Gemeinde Un-
terstützung im Bereich Darlehen, Bürg-
schaften, Abgabe von Grundstücken  
und  von Mietzinszuschüssen ausserhalb  
des Wohnraumförderungsgesetzes
(WFG) umsetzen möchte. Die Ausle-
gung insbesondere auch von Mietzins-
zuschüssen wird in der Vorlage darge-
stellt und in einer separaten Verordnung  
geregelt. Diese Verordnung lag der RPK  
zum Zeitpunkt der Stellungnahme nicht  
vor. Sie kann nach einer Annahme des  
Reglements jederzeit einseitig durch
den Gemeinderat angepasst werden,  
ohne weitere Konsultation der Stimm-
bürgerinnen und Stimmbürger. 

Die finanziellen Auswirkungen des
Reglements und insbesondere auch der  

 

 

 

 

 

Verordnung auf den Finanzhaushalt der 
Gemeinde sind nur schemenhaft er-
kennbar und lassen keine gesicherte 
Aussage zu den finanziellen Auswirkun-
gen zu; die in der Vorlage präsentierten 
Werte sind auf Erfahrung basierende 
Vermutungen. 

Die Auswirkungen der Instrumente 
Rahmenkredit Darlehen, Bürgschaften, 
Baurechte und Kauf von Grundstücken 
dürften überschaubare Auswirkun-
gen (Zinsaufwand bzw. entgangene 
Erträge) auf die Erfolgsrechnung der 
Gemeinde Cham zeigen. Die Auswir-
kungen werden in der Vorlage nicht 
quantifiziert; Bürgschaften werden le-
diglich im Anhang zur Jahresrechnung 
ausgewiesen. 

Die Mietzinszuschüsse als erweitertes 
Instrument zum bereits bestehenden 
Wohnraumförderungsgesetz (WFG) auf 
kantonaler Stufe zeitigen einen schwer 
abschätzbaren zukünftig jährlich wie-
derkehrenden Aufwand in der Erfolgs-
rechnung durch die Beiträge an 
Privathaushalte; die Schätzung des 
Gemeinderats spricht von jährlich 
ca. 750‘000 Franken Aufwand. 

In Ergänzung zu diesem Aufwand erfor-
dern diese Instrumente den Aufbau von 
zusätzlichen Stellenprozenten, insbe-
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sondere für die Bewältigung des admi-
nistrativen Aufwands zur Bearbeitung 
der Mietzinsbeiträge sowie für eine An-
laufstelle. Insgesamt rechnet der Ge-
meinderat mit zusätzlichen 60 Stellen-
prozenten, auch dies ist eine Schätzung. 
Die Kosten für die «Administration 
Mietzinsbeiträge» sind im Budget 2026 
enthalten, jene der Anlaufstelle ist für 
2027 vorgesehen. 

Mit der Vorlage unbeantwortet bleibt 
die Frage der Kosteneffizienz der er-
brachten Dienstleistung mit einer ge-
meindlichen Parallelorganisation zur 
kantonalen Organisation im Bereich 
WFG, und ob beziehungsweise welche 
direkten und indirekten Folgen der 
Eingriff der Gemeinde mit den Mietzins-
zuschüssen auf den Wohnungsmarkt 
haben wird. 

Stellungnahme «Anpassung Ge-
meindeordnung» 
Die Gewährung von Baurechten dürfte 
geringe direkte finanzielle Auswirkungen 
haben; zu einer möglichen Höhe wird in 
der Vorlage keine Aussage gemacht. 

Stellungnahme «Rahmenkredit für 
die Gewährung von Darlehen» 
Im Rahmen der Wohnraumförderung 
beantragt der Gemeinderat die Kompe-
tenz, an Organisationen des gemeinnüt-
zigen Wohnungsbaus zur finanziellen 
Unterstützung zinsvergünstigte Darle-
hen bis maximal 20‘000‘000 Franken zu 
gewähren. 

Das Instrument «Rahmenkredit Darle-
hen» wird in der Gemeinde Cham 
bereits seit Jahrzehnten in der Praxis 
bewährt angewandt. Die Gemeinnützi-
ge Baugenossenschaft Cham ist Darle-
hensnehmerin eines Darlehens von 
3‘530’000 Franken. 

Die Gemeinde (Staat) gilt am Kapital-
markt als sehr sicherer Kreditnehmer, 
erhält Kredite tendenziell günstiger als 
private Organisationen und kann diese 
gemeinnützigen Wohnbauträgerschaf-
ten weitergeben. Hypothekarisch ge-
deckt ist das Ausfallrisiko sehr gering. 

Die Auswirkungen auf die Erfolgsrech-
nung der Gemeinde Cham ergeben sich 
aus der Differenz zwischen einer mögli-
chen Finanzanlage (oder dem bezahlten 
Zins für einen Kredit) und dem einer 
Organisation gewährten Darlehenszins-
satz. Solche Kosten sind auch abhängig 
vom Zinsniveau. Die Gemeinde macht 
hierzu in der Vorlage keine Aussage. 

In den letzten Jahren gab es keine 
Anfragen seitens Wohnbaugenossen-
schaften für neue Darlehen oder eine 
Erhöhung bestehender Darlehen. Die 
Gemeinde steht vor grossen Investitio-
nen, welche gemäss dem aktuellen 
Finanzplan nach 2030 in einer Schulden-
aufnahme münden. Deshalb ist mit der 
weiteren Bindung finanzieller Mittel 
vorsichtig umzugehen. 
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Stellungnahme «Rahmenkredit für 
den Kauf von Grundstücken» 
Der Gemeinderat beantragt, seine 
Kompetenz für den Kauf von Grundstü-
cken von 3‘000‘000 Franken gemäss 
Gemeindeordnung innerhalb eines Rah-
menkredits auf 20‘000‘000 Franken zu 
erhöhen, um damit bei sich bietenden 
Gelegenheiten schneller Grundstücke 
kaufen zu können. Der beantragte zu-
sätzliche Rahmenkredit erhöht die Kom-
petenz des Gemeinderats bezüglich der 
Höhe der einsetzbaren Mittel für den 
Kauf von Grundstücken um 600 Prozent 
des heutigen Betrags. 

Der letzte Kauf von Grundstücken durch 
die Gemeinde Cham liegt mehr als zehn 
Jahre zurück: 2013 wurde per Urnenab-
stimmung das «Technikum» gekauft. Der 
Kauf konnte trotz Urnenabstimmung ab-
geschlossen werden. In der Zwischenzeit 
sind keine Grundstückskäufe bekannt, 
die aufgrund der bestehenden Kompe-
tenzen und einer allfällig notwendigen 
Urnenabstimmung gescheitert wären. 

Die RPK ist der Meinung, dass auch im 
Rahmen der Wohnraumförderung kein 
Anlass besteht, die Kompetenzen des 
Gemeinderats für den Kauf von Immobi-
lien zu erhöhen. Dieser Entscheid soll 
weiterhin durch den Souverän gefällt 
werden. So legte zum Beispiel die Ge-
meinde Baar der Gemeindeversammlung 
im Januar 2026 einen Immobilienkauf 
über 6’400’000 Franken im Zusammen-
hang mit vergünstigtem Wohnraum zum 
Entscheid vor. 

Sollte der Gemeinderat mit den neuen 
Kompetenzen Immobilien oder Land 
kaufen, um dieses für die Wohnraumför-
derung zur Verfügung zu stellen, kann 
dies kurzfristig Mehrkosten nach sich 
ziehen. Solche direkten und indirekten 
Folgekosten sind in der Vorlage nicht 
aufgeführt, zusätzlich sind Fragen zur 
administrativen Bewirtschaftung offen. 

36 



11. Entscheidungswege
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Datum Gremium   Beschluss/Stellungnahme 

26.09.2023 Gemeinderat Strategiesitzung Massnahmenfächer 

28.11.2023 Gemeinderat  Beschluss Richtungsentscheid 
 Massnahmen 

02.07.2024 Gemeinderat Strategiesitzung Wohnraumstrategie 

05.11.2024 Gemeinderat Strategiesitzung Wohnraumstrategie 

09.12.2024 Finanz-, Planungs- 
und Sozial-
kommission 

Beratung Wohnraumstrategie 

28.01.2025 Gemeinderat Beschluss Wohnraumstrategie 

11.03.2025 öBev lkerung Öffentliche Informationsveranstaltung 
Wohnraumstrategie 

17.04.2025 Parteien  Stellungnahmen zur Wohnraumstrategie 

06.05.2025 Gemeinderat Strategiesitzung Umsetzung 
Wohnraumstrategie 

17.06.2025 Gemeinderat Strategiesitzung Umsetzung 
Wohnraumstrategie 

26.08.2025 Gemeinderat Beschluss Beantwortung Stellungnahmen 
Parteien zur Wohnraumstrategie 

02.09.2025 Gemeinderat Strategiesitzung Umsetzung 
Wohnraumstrategie 

22.09.2025 Finanzkommission Beratung zur Umsetzung 
 Wohnraumstrategie; ablehnende 

Stellungnahme 



  

 

 

  

Datum Gremium Beschluss/Stellungnahme 

22.09.2025 Planungskomission Beratung zur Umsetzung 
Wohnraumstrategie; zustimmende 
Stellungnahme 

24.09.2025 Sozialkommission Beratung zur Umsetzung 
Wohnraumstrategie; zustimmende 
Stellungnahme 

14.10.2025 Gemeinderat Freigabe Umsetzung Wohnraumstrategie 
(Reglement, Anpassung Gemeindeordnung 
und Rahmenkredite) zur Erarbeitung der 
Urnenabstimmungsvorlage 

11.11.2025 Gemeinderat 1. Lesung Urnenabstimmungsvorlage 

25.11.2025 Gemeinderat 2. Lesung Urnenabstimmungsvorlage, 
Genehmigung 

17.12.2025 Rechnungsprüfungs-
komission 

Stellungnahme 

19.01.2026 Parteien Informationsveranstaltung zur 
Abstimmung 

23.02.2026 Bevölkerung Informationsveranstaltung zur 
Abstimmung 

08.03.2026 Stimmberechtigte Urnenabstimmung Ja /Nein 
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Hinweis 
Unter www.cham.ch/wohnraumfoer-
derung können Sie das Dossier zur Ab-
stimmung über die Umsetzung der  
Wohnraumstrategie inklusive weiterer  
Informationen und Beispiele online   
einsehen. 

www.cham.ch/wohnraumfoerderung 

Öffentliche Informationsveranstaltung 
Am Montag, 23. Februar 2026, findet um 19 Uhr im Lorzensaal Cham 
eine öffentliche Informationsveranstaltung zur Abstimmung statt. 
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Abstimmungsfragen 

Stimmen Sie dem Reglement zur 
Wohnraumförderung zu? 
Wer der Abstimmungsfrage zustimmen will, 
schreibe «Ja», wer diese ablehnen will, schreibe «Nein». 

Stimmen Sie der Anpassung der 
Gemeindeordnung zu? 
Wer der Abstimmungsfrage zustimmen will, 
schreibe «Ja», wer diese ablehnen will, schreibe «Nein». 

Stimmen Sie dem Rahmenkredit in der Höhe von 
CHF 20 Mio. für die Gewährung von Darlehen zu? 
Wer der Abstimmungsfrage zustimmen will, 
schreibe «Ja», wer diese ablehnen will, schreibe «Nein». 

Stimmen Sie dem Rahmenkredit in der Höhe von 
CHF 20 Mio. für den Kauf von Grundstücken zu? 
Wer der Abstimmungsfrage zustimmen will, 
schreibe «Ja», wer diese ablehnen will, schreibe «Nein». 

Abstimmungsempfehlung 
des Gemeinderats 

Der Gemeinderat empfiehlt den Stimmberechtigten: 

4× JA 


	Zusammenfassung



